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II

(Nicht veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

KOMMISSION

ENTSCHEIDUNG DER KOMMISSION

vom 19. Dezember 1984

über die von der niederländischen Regierung gewährte Beihilfe zugunsten eines
Maschinenbau-Unternehmens

(Nur der niederländische Text ist verbindlich)

(85/351 /EWG)

DIE KOMMISSION DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europä­
ischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf
Artikel 93 Absatz 2 erster Unterabsatz,

nach Einholung der Äußerungen der Beteiligten
gemäß den Bestimmungen dieses Artikels und gestützt
auf diese Äußerungen,

in Erwägung nachstehender Gründe :

I

Mit Schreiben vom 20 . Juli 1982 teilte die niederlän­
dische Regierung der Kommission mit, daß sie sich
gezwungen gesehen hatte, einem Maschinenbau­
Unternehmen eine Beihilfe Höhe von 294 Millionen
hfl zu gewähren, um die Konkursbeantragung für
dieses Unternehmen zu verhindern , die seine Liquida­
tion und erhebliche Arbeitsplatzverluste zur Folge
gehabt hätte .
Dieses Unternehmen erhält seit 1977 staatliche
Beihilfen im Rahmen eines Umstrukturierungspro­
gramms, deren Ziel die Beendigung eines Teils seiner
Aktivitäten in den Bereichen Schiffbau und -reparatur
und Schwermaschinenbau war.

Am 24. März 1979 und am 16. März 1981 hatte die
Kommission beschlossen, keine Einwände gegen die
Beihilfen zu erheben, die die niederländische Regie­
rung diesem Unternehmen zu gewähren beabsichtigte,
da das vorgelegte Umstrukturierungsprogramm
geeignet war, das Unternehmen wettbewerbsfähig und

aus eigener Kraft betriebstauglich zu machen, und ihm
diese Beihilfen ermöglichten, seine Entwicklungsbe­
mühungen auf gewinnbringende Aktivitäten zu
konzentrieren, ohne daß deren Ergebnisse durch in
der Vergangenheit aufgetretene Verluste, insbesondere
durch den Bereich Schiffbau und -reparatur, beein­
trächtigt wurden, und diese Umstrukturierung
keinerlei Produktionssteigerung in den verschiedenen
Bereichen zur Folge hatte und die Analyse des Erzeug­
nissortiments sowie der Handelsströme zum dama­
ligen Zeitpunkt keine Gefahr einer Veränderung der
Marktbedingungen in einem dem Gemeinschaftsinter­
esse zuwiderlaufenden Maße nachzuweisen vermochte.

Die Beihilfen, Gegenstand der Notifizierung vom 20.
Juli 1982, sind zur Deckung der Verluste des Unter­
nehmens im Bereich Off-shore-Konstruktionen
bestimmt ; es war vorgesehen, diese Aktivitäten einzu­
stellen . Es handelt sich um eine Verlängerung der
1981 bewilligten Beihilfen, deren Haushaltsrahmen
die Voranschläge um 294 Millionen hfl überschritten
hatten, da das Unternehmen aufgrund der Annullie­
rung eines Vertrags über den Bau eines Sondermodells
für eine Baggerplattform einen unvorhergesehenen
Verlust von 600 Millionen hfl erlitten hatte, und zwar
insbesondere aufgrund ihrer Verpflichtungen
hinsichtlich der Schadenshaftung bei Verletzung von
Vertragspflichten, wodurch sich die Regierung
gezwungen sah, aufgrund der von ihr 1979
eingegangenen Verbindlichkeiten einen prozentualen
Anteil dieser Verluste auszugleichen .
Die Kommission mußte feststellen, daß es sich hierbei
um den Versuch der Aufrechterhaltung eines aufgrund
fehlerhafter Betriebsleitung und ungünstiger Marktbe­
dingungen in Schwierigkeiten geratenen Unterneh­
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mens handelte und diese Beihilfe nicht mit dem Ziel
der Sanierung des Unternehmens im Hinblick auf die
Gewährleistung seiner künftigen Rentabilität gewähr­
leistet wurde, sondern daß die Deckung der Schulden
durch die Beihilfe die Aufrechterhaltung unrentabler
Produktionseinheiten auf einem bereits Kapazitäts­
überschüsse aufweisenden Markt ermöglicht hatte.

Aus diesem Grund kann für diese Beihilfe die
Ausnahmebestimmung gemäß Artikel 92 Absatz 3 des
EWG-Vertrags nicht geltend gemacht werden ; die
Kommission hat daher am 14. Oktober 1982 das
Verfahren gemäß Artikel 93 Absatz 2 des EWG­
Vertrags eingeleitet.

Da die Beihilfe am 2. April 1982 an das Unternehmen
ausgezahlt wurde, mußte die Kommission bei der
Einleitung des Verfahrens gemäß Artikel 93 Absatz 2
des EWG-Vertrags am 14. Oktober 1982 feststellen,
daß die niederländische Regierung die Modalitäten der
Beihilfe in Kraft gesetzt hatte, ohne das Verfahren
gemäß Artikel 93 Absatz 3 des EWG-Vertrags zu
beachten.

III

Die Kommission hat mit Schreiben vom 10 .
November 1982 die übrigen Mitgliedstaaten aufgefor­
dert, zu der von der niederländischen Regierung
gewährten Beihilfe an ein Unternehmen des Bereichs
Maschinenbau Stellung zu nehmen.

In ihrer diesbezüglichen Stellungnahme vom 8 .
Dezember 1982 teilte die dänische Regierung mit, daß
es sich ihrer Ansicht nach bei dieser Beihilfe um eine
Rettungsmaßnahme in Form einer Betriebsbeihilfe
handelt, die daher geeignet ist, den Binnenhandel der
Gemeinschaft zu beeinträchtigen, somit gemäß Artikel
92 Absatz 1 des EWG-Vertrags als unvereinbar mit
dem Gemeinsamen Markt angesehen werden muß und
dementsprechend keine der in Artikel 92 Absätze 2
und 3 des EWG-Vertrags vorgesehenen Ausnahme­
regelungen für diese Beihilfe geltend gemacht werden
kann.

IV

Die niederländische Regierung konnte keinerlei
Nachweis dafür erbringen, daß diese Beihilfe die für
die Erteilung einer der Ausnahmegenehmigungen
gemäß Artikel 92 Absatz 3 des EWG-Vertrags notwen­
digen Bedingungen erfüllt, und auch der Kommission
war es nicht möglich, einen solchen Nachweis zu
führen . Tatsächlich wurde durch diese Beihilfe
lediglich eine zeitweilige Verbesserung der finanziellen
Lage des begünstigten Unternehmens erzielt ; sie trug
jedoch nicht dazu bei, die in Artikel 92 Absatz 3 des
EWG-Vertrags erwähnten Ziele zu erreichen.

Die Kommission weist insbesondere hinsichtlich
der von der niederländischen Regierung geltend
gemachten Notwendigkeit der Erhaltung von Arbeits­
plätzen darauf hin, daß eine dauerhafte Vermehrung
von Arbeitsplätzen im allgemeinen das Ergebnis
verstärkter Investitionen und der Verbesserung der
Wettbewerbsfähigkeit der Unternehmen ist. Sie hat
seit jeher hinsichtlich von Beihilfen zur direkten
Beschäftigungsförderung, die in ihren Modalitäten
Betriebsbeihilfen gleichgesetzt werden, und insbeson­
dere in bezug auf Beihilfen für die Erhaltung von
Arbeitsplätzen äußerste Vorbehalte zum Ausdruck
gebracht.

Indem sie die finanziellen Schwierigkeiten eines
Unternehmens auf diese Weise ausgeglichen hat, hat
die niederländische Regierung durch die Gewährung
von Beihilfen überschüssige Kapazitäten im Bereich
Maschinenbau und Off-shore-Konstruktion aufrechter­
halten und die Anpassung dieses Bereichs an die
Marktbedingungen verzögert. Nach den der Kommis­
sion über diesen sich in ernsthaften Schwierigkeiten
befindlichen Industriebereich zur Verfügung
stehenden Informationen sind Konkurrenzunter­
nehmen des durch die Beihilfe begünstigten Unter­
nehmens sowohl in den Niederlanden als auch in den
übrigen Mitgliedstaaten während mehr als zwei Jahren

II

In ihrer Antwort auf die Aufforderung gemäß Artikel
93 Absatz 2 des EWG-Vertrags hat die niederländische
Regierung am 7. Dezember 1982 die Zahlung der
Beihilfe bestätigt und geltend gemacht, daß diese
Maßnahme aufgrund außergewöhnlicher und dring­
licher Umstände getroffen werden mußte, um die
Auflösung des Unternehmens sowie die seines
Vertragspartners, der das Plattform-Sondermodell in
Auftrag gegeben hatte, zu verhindern, und daß eine
solche Betriebsauflösung den Verlust von 25 000
Arbeitsplätzen in den Niederlanden zur Folge gehabt
hätte.

Die niederländische Regierung rechtfertigt ihr
Vorgehen mit der Begründung, daß aufgrund der
besonderen und einmaligen Umstände des Vertrags
über das Plattform-Modell, der die finanziellen
Schwierigkeiten des Unternehmens verursacht hat,
durch die hier erwähnte Beihilfe die Gefahr einer
Wettbewerbsverzerrung oder einer Verfälschung der
innergemeinschaftlichen Handelsbeziehungen nicht
gegeben sei .

Weiterhin macht die niederländische Regierung
geltend, daß in dem betreffenden Unternehmen
seither eine vollständige Umstrukturierung durchge­
führt wurde, mit der die Kommission befaßt worden
ist, und daß in diesem Zusammenhang die Abteilung
„Off-shore" des Unternehmens aufgelöst und ihre
Aktiva liquidiert wurden.

Die niederländische Regierung gibt an, daß der Grund
für das Fehlen der vorherigen Anmeldung dieser
Beihilfemaßnahme gemäß den Bestimmungen von
Artikel 93 Absatz 3 des EWG-Vertrags ein verwal­
tungstechnisches Versehen sei .
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Kommissxon am 20. Juli 1982 in Kenntnis gesetzt
haben, ist aufgrund der Bestimmungen von Artikel 92
des EWG-Vertrags mit dem Gemeinsamen Markt
nicht vereinbar.

Artikel 2

Die unter Nichtbeachtung der Bestimmungen von
Artikel 92 und 93 des EWG-Vertrags gewährte
Beihilfe ist aufzuheben.

Artikel 3

Die Niederlande unterrichten die Kommission binnen
zwei Monaten nach Bekanntgabe dieser Entscheidung
von den von ihr diesbezüglich getroffenen
Maßnahmen.

daran gehindert worden, Angebote für den Bau einer
oder mehrere Off-shore-Anlagen für den von dem
durch die Beihilfen begünstigten Unternehmen ange­
strebten Marktbereich zu unterbreiten, wodurch die
Diversifizierungsbemühungen der Schiffbauindustrie
in der Gemeinschaft beeinträchtigt wurden .

Weiterhin war zum Zeitpunkt der Gewährung der
Beihilfen diese Maßnahme nicht mit einem Umstruk­
turierungsplan verbunden, der als Gegenleistung von
gemeinschaftlichem Interesse im Sinne von Artikel 92
Absatz 3 EWG-Vertrag hätte gelten können.

Der niederländischen Regierung waren die wirtschaft­
lichen Schwierigkeiten dieses Unternehmens seit
langem bekannt, sodaß sie über einen ausreichenden
Zeitraum verfügte, um die geplante Beihilfe unter
Beachtung des Verfahrens gemäß Artikel 93 Absatz 3
des EWG-Vertrags bei der Kommission anzumelden .

In Erwägung aller dieser Gründe handelt es sich bei
der von der niederländischen Regierung getroffenen
Maßnahme um eine Beihilfe im Sinne von Artikel 92
Absatz 1 des EWG-Vertrags. Diese Beihilfe erfüllt
nicht die für die Gewährung einer der Ausnahmerege­
lungen von Artikel 92 Absatz 3 des EWG-Vertrags
notwendigen Bedingungen und ist daher nicht mit
dem Gemeinsamen Markt vereinbar —

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN :

Artikel 1

Die Beihilfe, welche die Niederlande einem Maschi­
nenbau-Unternehmen gewähren und von der sie die

Artikel 4

Diese Entscheidung ist an das Königreich der Nieder­
lande gerichtet.

Brüssel, den 19 . Dezember 1984

Für die Kommission

Peter SUTHERLAND

Mitglied der Kommission


